SPD-Fraktion im Rat der Gemeinde Uedem 

6. April 2006 

Rede zum Haushalt 2006 

- Sperrfrist: Donnerstag, 06.04.06, 17.30 Uhr. Es gilt das gesprochene Wort! - 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

sehr geehrter Herr Kämmerer, 

sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen des Rates, 

verehrte Zuhörer, 

der Haushaltsentwurf des Jahres 2006 hat Licht- und Schattenseiten. Ich möchte mit dem Licht beginnen: 

Wir stellen fest, dass der Haushalt 2006 in seinen Einnahmen und Ausgaben solide berechnet ist. Das Manko früherer Haushalte, dass man vor allem die Ansätze bei den Einnahmen nach dem Prinzip Hoffnung festgelegt hat, trifft auf den Haushalt 2006 nicht mehr zu. Insofern dürfen wir der Verwaltung und insbesondere Herrn Billion nicht nur für die geleistete Arbeit danken, sondern auch dafür, dass die mehrfachen Einwände und Bedenken der SPD-Fraktion jedenfalls in diesem Punkt aufgenommen wurden. 

Das gleiche - nämlich eine solide Berechnung - gilt für die Ausgaben: Der Haushalt 2006 enthält das Pflichtprogramm, mehr nicht. Die Personalkosten sinken, was wir sehr erfreulich finden, aber auch seit längerem für notwendig hielten. Und bei den Investitionen tun wir das Nötigste: Wir sanieren die Kanäle, erneuern marode Straßen und Gebäude, ersetzen alte Fahrzeuge. Kein einziges dieser Projekte ist unseriös finanziert oder besonders luxuriös. Wir können es daher bei den Ausgaben kurz machen: Wir tun unsere Pflicht, denn mehr ist in diesem Haushalt nicht mehr drin. 

Der einzige Punkt, der bei den Ausgaben nicht zum Pflichtprogramm gehört, sondern quasi zur „Kür“ gezählt werden darf, ist die Einrichtung der Offenen Ganztagsgrundschule an der Geschwister-Devries-Schule. Nachdem sich inzwischen über 50 Kinder für die Betreuung in der Offenen Ganztagsgrundschule angemeldet haben, können zwei Gruppen gebildet werden. Der Finanzierungsanteil der Gemeinde beläuft sich für 2006 gerade mal auf 5.000 Euro. Hier zeigt sich, wie man mit geringen Mitteln Gutes bewirken kann. 

Es zeigt sich auch, wie wichtig eine ordentliche Vorbereitung bei der Einführung eines solchen Angebots ist. Wir erinnern uns: Vor einem Jahr, als schon einmal ein Anmeldeverfahren durchgeführt wurde, haben sich nur 16 Kinder angemeldet. Aus heutiger Sicht war dieses erste Verfahren wohl ein Schnellschuss. Er war auch durchaus wahlkampfmotiviert. 

Denn seinerzeit wurde das Verfahren durch einen Antrag der CDU angestoßen, der lediglich eine Abfrage bei den Eltern vorsah. Ein ausgereiftes räumliches oder pädagogisches Konzept gab es damals noch nicht - und man wollte es auch nicht. Denn die SPD hatte seinerzeit genau dies vorgeschlagen: zunächst ein Raumkonzept und ein pädagogisches Konzept auszuarbeiten, damit die Eltern nicht die Katze im Sack kaufen und die Offene Ganztagsgrundschule ein Erfolg wird. Die CDU hielt das nicht für notwendig und hat unseren Antrag abgelehnt. 

Die jetzigen Anmeldezahlen geben uns allerdings nachträglich Recht in der Auffassung, dass erst auf einer konzeptionellen Grundlage, so wie wir sie seinerzeit gefordert hatten, die Offene Ganztagsgrundschule die nötige Akzeptanz findet und zu einer Bereicherung für unsere Gemeinde wird. Genau das wünschen wir uns. 

Meine Damen und Herren, 

an dieser Stelle ist es mit dem Licht zu Ende und es kommen die Schattenseiten des Haushalts. Auch diese seien kurz beschrieben: 

Wenn es nach dem vorgelegten Haushaltsentwurf geht, dann erwartet die Bürger unserer Gemeinde einiges: 

Die Gemeindesteuern werden erhöht, und zwar alle, um bis zu 51 Prozentpunkte. 

Die Finanzrücklage wird geplündert, und zwar nicht unerheblich, sondern bis auf das absolute Minimum. 

Und schließlich werden nach Jahren des Schuldenabbaus neue Schulden gemacht, und zwar nicht nur kleine, sondern mehr als eine halbe Million Euro. 

Meine Damen und Herren, 

das ist eine ganze Menge Schatten, und er überlagert das bisschen Licht von gerade bei weitem. Die Zahlen sind dramatisch - und sie werden in den nächsten Jahren an Dramatik noch zunehmen. 

Es stellt sich die Frage: Woher kommt dieser dramatische Zustand? Seien wir doch mal ehrlich: Aus dem vorgelegten Haushalt, der nichts weiteres als absolute Pflichtaufgaben enthält, kann man diese dramatische Situation doch wohl nicht herleiten. Woher also kommt sie? 

Ich will Ihnen sagen, worin die Gründe nach Ansicht der SPD-Fraktion liegen: Sie liegen in der Vergangenheit. Sie liegen insbesondere in der Ausgabenpolitik der Vergangenheit, zu der sich die SPD in den letzten Jahren mehrfach - und leider immer vergeblich - geäußert hat. Ich will Ihnen Beispiele nennen: 

Wir haben in den letzten Jahren nahezu bei jeder Haushaltsberatung einen schonenden Umgang mit der Rücklage angemahnt und davor gewarnt, dieses Finanzpolster der Gemeinde allzu sehr anzugreifen. Die Warnungen waren vergeblich und sind stets an der Ratsmehrheit der CDU gescheitert. 

Wir haben in den letzten Jahren außerdem unzählige Sparvorschläge unterbreitet, unter anderem zum Parkplatz an der Uedemer Sportanlage, zum Parkplatz am Agathawall, zu nicht notwendigen Beförderungen innerhalb des Rathauses, zur Renovierung des Grundschulgebäudes oder zur Anschaffung von Fahrzeugen für den Bauhof. Wir haben diese Sparvorschläge stets beziffert, wir haben Ihnen die Unwirtschaftlichkeit von Investitionen vorgerechnet, und wir haben, wenn es um die Beschaffung beweglicher Güter ging, sogar Alternativangebote eingeholt, um zu zeigen, wie man es auch günstiger machen kann. 

Meine Damen und Herren, 

alle diese Vorschläge sind stets an der CDU gescheitert. Es ging immer nach dem gleichen Schema: Wir haben uns abgemüht, günstigere Alternativen und Sparpotenziale aufzuzeigen. Wir haben uns auch nicht gescheut, unpopuläre Sparvorschläge zu unterbreiten. Und jedes Mal haben wir von der CDU-Ratsmehrheit gehört, dass man sich dieses und jenes doch leisten solle, man habe es ja. Und jedes Mal hat die CDU süffisant darauf hingewiesen, was die SPD den Bürgerinnen und Bürgern angeblich alles nicht gönnen wolle. 

Jetzt, meine Damen und Herren, wollen Sie sich diese ausschweifende Politik von den Bürgern bezahlen lassen, indem Sie ihnen per Steuererhöhung in die Tasche greifen. Sie werden nachvollziehen können, dass die SPD-Ratsfraktion, die sich in der Vergangenheit Mal um Mal mit Sparvorschlägen abgemüht hat, nicht den geringsten Anlass sieht, sich für diese Steuererhöhungen jetzt in die Pflicht nehmen zu lassen. 

Summiert man nämlich die Vorschläge der SPD aus den letzten drei Jahren, so kommt man auf eine Summe von fast 300.000 Euro (296.500 Euro), die bei Beachtung unserer Anregungen heute noch zur Verfügung stünden. Diese Zahl übertrifft die durch die Steuererhöhung erwarteten Mehreinnahmen deutlich. Mit anderen Worten: Die Steuererhöhungen, die der Haushaltsentwurf enthält, hätte man sich sparen können, wenn man in den letzten Jahren auf die SPD gehört hätte. 

Leider war das Gegenteil der Fall: Sie, meine Damen und Herren von der CDU, haben es sich in den letzten Jahren richtig gut gehen lassen. Sie haben teure Wahlversprechen (Sportplatz Tönisstraße: 398.000 Euro) gemacht und so richtig aus dem Vollen geschöpft. Jetzt wollen Sie sich diese Wahlversprechen von den Bürgern bezahlen lassen. 

Meine Damen und Herren von der CDU: Sie haben in der Vergangenheit peinlichst genau darauf geachtet, dass das eine oder andere teure Projekt nur mit Ihnen und gegen die Stimmen der SPD zustande gekommen ist. Jetzt werden wir peinlichst genau darauf achten, den Bürgern deutlich zu machen, dass Sie die Verantwortung für die Erhöhung der Kommunalsteuern tragen und nicht die SPD. 

Ich will noch eines hinzufügen: 

Die CDU hat sich in der Vergangenheit hier im Rat und auch in der Öffentlichkeit immer gerne einer soliden Finanzpolitik gerühmt. Sie haben sich immer gerne selbst auf die Schulter geklopft und den Leuten erzählt, wie sehr sie auf die Gemeindefinanzen achten und dass die anderen das nicht könnten. 

Meine Damen und Herren: Dieser Haushalt macht Schluss mit diesem Märchen. Dieser Haushalt mit seinen Steuererhöhungen, mit seiner Rücklagenplünderung und mit seiner Neuverschuldung belegt, dass es mit Ihrer Finanzpolitik nicht weit her ist. Nicht nur deshalb, weil es Ihnen in den letzten Jahren an Ausgabendisziplin gemangelt hat, sondern auch deshalb, weil sie noch dazu unsere mehrfachen Sparvorschläge einfach in den Wind geschossen haben. Heute werden wir Sie in die Verantwortung nehmen für diese Politik der letzten Jahre. 

Ein letztes Wort sei noch gesagt mit Richtung auf die Zukunft: 

Wir werden gleich noch einen Antrag der FDP behandeln, in dem es um die Fortentwicklung der Gemeinde Uedem zu einer besonders familienfreundlichen Gemeinde geht. Uedem soll Zuzugsgebiet für junge Familien werden, die hier attraktiven Wohnraum finden. Wir als SPD-Fraktion unterstützen dieses Ziel, auch wenn es derzeit noch nicht mit konkreten Maßnahmen unterfüttert ist. 

Was man aber nicht machen kann, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist folgendes: Jetzt einen Antrag zur Familienfreundlichkeit vorzulegen, mit dem vor allem das Wohnen für junge Familien attraktiv gemacht werden soll, während man noch in der in der letzten Ratssitzung vorab der Erhöhung der Grundsteuern zugestimmt hat, die das Wohnen für junge Familien deutlich teurer und damit unattraktiver macht. 

Genau das ist der Punkt, meine Damen und Herren, an dem wir uns von anderen unterscheiden und auch unterscheiden wollen: 

Wenn es nach der SPD gegangen wäre, dann hätten wir jetzt vielleicht einen etwas billigeren, gebraucht gekauften Mulchmäher. Wir hätten wohl auch einen geschotterten statt eines gepflasterten Parkplatzes vor der Sportanlage in Uedem. Und wir hätten sicherlich auch im Lehrerzimmer der Grundschule nicht ganz so teure Möbel. Aber wir hätten auch nicht diese Steuererhöhungen, die das Wohnen und das Arbeiten in Uedem für alle Bürger teurer und unattraktiver machen. 

Das, meine Damen und Herren, verstehen wir unter einer sinnvollen Politik, die sowohl für den Zuzug junger Familien als auch für ausreichend Arbeitsplätze in Uedem sorgt: eine attraktive, ideenreiche Gemeinde, die sich im Wettbewerb mit anderen auch über ihre niedrigen Steuersätze profilieren und für sich werben kann. 

Mit dem Haushalt 2006 und seinen Steuererhöhungen sehen wir dieses Ziel in keiner Weise unterstützt. Wir lehnen daher den Haushalt ab. 

Herzlichen Dank. 

